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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

BMF: Umsatzsteuerliche Behandlung von Reihengeschäften 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 25. April 2023 ein Schreiben 
zur umsatzsteuerlichen Behandlung von Reihengeschäften veröffentlicht. 

Hintergrund 

Durch das Gesetz zur weiteren steuerlichen Förderung der Elektromobilität und 
zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften vom 12. Dezember 2019, BGBl. I 
S. 2451, wurden nach § 3 Absatz 6 UStG ein neuer Absatz 6a angefügt und in 
Absatz 6 die Sätze 5 und 6 gestrichen. 
Diese Gesetzesänderung dient zum einen der Umsetzung von Artikel 36a der 
Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 zum gemeinsamen 
Mehrwertsteuersystem (MwStSystRL). 

Der durch Artikel 1 Nummer 2 der Richtlinie (EU) 2018/1910 des Rates vom 4. 
Dezember 2018 in die MwStSystRL eingeführte Art. 36a enthält erstmals eine 
ausdrückliche unionsrechtliche Regelung zur Zuordnung der Warenbewegung 
(Beförderung oder Versendung) beim Reihengeschäft im innergemeinschaftlichen 
Handel. Danach wird diese, wenn sie durch einen Zwischenhändler erfolgt, 
grundsätzlich nur der Lieferung an ihn zugeordnet. Abweichend hiervon wird die 
Warenbewegung jedoch der Lieferung durch den 
Zwischenhändler zugeordnet, wenn der Zwischenhändler seinem Lieferer 
die Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer mitgeteilt hat, die ihm vom 
Mitgliedstaat, aus dem die Gegenstände befördert oder versendet werden, erteilt 
worden ist. 
Der Begriff „Zwischenhändler“ bezeichnet zum Zwecke dieser Vorschrift einen 
Lieferer innerhalb einer Reihe (mit Ausnahme des ersten Lieferers in der Reihe), 
der die Gegenstände selbst oder auf seine Rechnung durch einen Dritten 
befördert oder versendet. 

Zum anderen dient die Gesetzesänderung der Beseitigung von 
Rechtsunsicherheiten bei der Zuordnung der Beförderung oder Versendung bei 
Reihengeschäften, die infolge der Rechtsprechung des BFH entstanden sind (vgl. 
dazu insbesondere die BFH-Urteile vom 28. Mai 2013 – XI R 11/09, vom 25. 
Februar 2015 – XI R 15/14, 
und vom 25. Februar 2015 – XI R 30/13). 
Hierzu wurde insbesondere gesetzlich klargestellt, dass bei der Zuordnung der 
bewegten Lieferung in solchen Fällen grundsätzlich maßgeblich ist, durch wen die 
Beförderung bzw. Versendung der Gegenstände erfolgt ist. 

Der Umsatzsteueranwendungserlass wird im Rahmen des Schreibens angepasst. 

Anwendung 

Die Grundsätze des Schreibens sind in allen offenen Fällen anzuwenden. 
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Für den Zeitraum bis zur Veröffentlichung des Schreibens soll es nicht 
beanstandet werden, wenn die Zuweisung der Transportverantwortlichkeit von 
den Beteiligten einvernehmlich 
abweichend von Abschnitt 3.14 Absätze 7 bis 11 des Umsatzsteuer-
Anwendungserlasses bestimmt worden ist. 

Fundstelle 

BMF, Schreiben vom 25. April 2023, III C 2 - S 7116-a/19/10001 :003.   

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2023-04-25-umsatzsteuerliche-behandlung-von-reihengeschaeften.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 27. April 2023 

 
 
Der auf einem DBA (hier: DBA-Großbritannien 1964/1970) 
beruhende Ausschluss der Berücksichtigung von Verlusten einer in 
einem anderen Mitgliedstaat belegenen Betriebsstätte (sog. 
Symmetriethese) verstößt auch im Hinblick auf endgültige ("finale") 
Verluste nicht gegen die unionsrechtliche Niederlassungsfreiheit 
(Anschluss an EuGH-Urteil W vom 22.09.2022 - C-538/20, 
EU:C:2022:717, DStR 2022, 1993; Bestätigung des Senatsurteils 
vom 22.02.2017 - I R 2/15, BFHE 257, 120, BStBl II 2017, 709). 
 
Zum Urteil, siehe auch die Pressemitteilung 024/23. 
 
 
 
 
 
 
Bezieht ein Steuerpflichtiger für eine Tätigkeit in einem Drittstaat 
steuerfreien Arbeitslohn, sind hiermit im Zusammenhang stehende 
Vorsorgeaufwendungen (im Streitfall Beiträge zur gesetzlichen 
Renten- sowie Arbeitslosenversicherung) nach § 10 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 1 Teilsatz 1 EStG zur Vermeidung einer doppelten steuerlichen 
Berücksichtigung nicht als Sonderausgaben abziehbar. Das 
Verfassungsrecht verpflichtet den Gesetzgeber auch dann nicht, 
hiervon eine Ausnahme zu machen, wenn im Tätigkeitsstaat keine 
steuerliche Entlastung für die Aufwendungen gewährt wird.  
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
§ 9 Nr. 1 Satz 5 Nr. 1a GewStG ist auch dann anzuwenden, wenn 
der die Sondervergütung beziehende Gesellschafter nicht der 
Gewerbesteuer unterliegt. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Urteil I R 35/22 (I R 
32/18): 
Nichtberücksichtigung 
"finaler" ausländischer 
Betriebsstättenverluste 
 
 
 
 
 
 
22. Februar 2023 
 

Urteil X R 25/21: Kein 
Sonderausgabenabzu
g für Vorsorge-
aufwendungen bei 
Bezug von steuer-
freiem Arbeitslohn 
aus einer Tätigkeit in 
einem Drittstaat 
 
 
 
14. Dezember 2022 
 

 

 
Urteil IV R 25/20: 
Erweiterte Kürzung: 
Keine teleologische 
Reduktion im Fall von 
Sondervergütungen 
an nicht der 
Gewerbesteuer 
unterliegende 
Mitunternehmer 
 
 
9. März 2023 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310086/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/kein-abzug-sog-finaler-auslaendischer-betriebsstaettenverluste/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310090/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310087/
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Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 

Urteil VI R 39/19: Beteiligung an den Kosten der Lebensführung im 
Rahmen einer doppelten Haushaltsführung 
12. Januar 2023 
Zum Urteil 
 
Urteil VI R 13/21: Keine inzidente Anfechtung einer Lohnsteuer-
Anmeldung durch Anfechtung eines Lohnsteuer-Haftungsbescheids 
15. Februar 2023 
Zum Urteil 
 
 
 

Rechtsprechung im Blog 
 

Gewerbesteuerrechtliche Hinzurechnung von Mietaufwendungen bei Messe-
, Ausstellungs- und Kongressveranstalterbetrieben 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat sich in einem aktuellen Urteil erneut zu der mit 
Blick auf die gewerbesteuerliche Hinzurechnung von Mietaufwendungen nach § 8 
Nr. 1 Buchst. d und e GewStG bedeutsamen Frage der Abgrenzung zwischen 
(fiktivem) Anlage- und Umlaufvermögen unter Zugrundelegung und Bestätigung 
seiner bisherigen Rechtsprechung geäußert. 
Sachverhalt 
In dem der aktuellen Entscheidung zugrundeliegenden Fall geht es um eine 
GmbH (Klägerin), die im Streitjahr 2013 als Messe-, Ausstellungs- und 
Kongressveranstalterin tätig war. Für gebuchte Produktionen oder Events 
bestand zum einen die Möglichkeit der Inanspruchnahme einer Location durch die 
Auftraggeber. Zum anderen übernahm die Klägerin die gesamte Organisation 
(u.a. Werbung, Pressearbeit, Bereitstellung der Infrastruktur sowie meistens auch 
die Ablaufplanung, die Bewachung, die Reinigung sowie technische Leistungen). 
Die genannten Leistungselemente wurden üblicherweise als Paket angeboten. 
Die Klägerin mietete verschiedene bewegliche und unbewegliche 
Wirtschaftsgüter an, um die vom Kunden in Auftrag gegebene Veranstaltung 
durchführen zu können. Sowohl Betriebsprüfung und Finanzamt als auch das 
Finanzgericht Berlin-Brandenburg, sind mit Blick auf die seitens der Klägerin 
angemieteten Wirtschaftsgüter von fiktivem Anlagevermögen und damit einer 
Hinzurechnung nach § 8 Nr. 1 Buchst. d und e Gewerbesteuergesetz (GewStG) 
ausgegangen. 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat der Revision stattgegeben, die Entscheidung der Vorinstanz 
aufgehoben und zur anderweitigen Verhandlung und Entscheidung an das 
Finanzgericht zurückverwiesen. 
Mietet eine GmbH, die für ihre Kunden Events und Produktionen organisiert, 
hierfür bewegliche Wirtschaftsgüter (insbesondere Ausstattungsgegenstände) 
und unbewegliche Wirtschaftsgüter (insbesondere Locations) an, hängt die 
gewerbesteuerrechtliche Hinzurechnung dieser Aufwendungen im Hinblick auf die 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310088/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310089/
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in § 8 Nr. 1 Buchst. d und e GewStG vorausgesetzte 
Anlagevermögenseigenschaft davon ab, ob die GmbH längerfristig dieselben oder 
wiederholt kurzfristig vergleichbare Wirtschaftsgüter vorhalten muss, um mit 
diesen -entsprechend einem Produktionsmittel- immer wieder neue Events 
organisieren zu können. 
Werden die betreffenden Wirtschaftsgüter dagegen voraussichtlich nur für einen 
einzelnen Event verwendet und fehlt es an der Austauschbarkeit mit anderen 
angemieteten beweglichen und unbeweglichen Wirtschaftsgütern, spricht dies 
dafür, dass sie in das Produkt "Einzelevent" eingehen und nur dem 
Umlaufvermögen zuzuordnen wären. 
Da die von der Vorinstanz getroffenen Feststellungen aus Sicht des BFH nicht 
ausreichten, um eine diesbezügliche Abgrenzungsentscheidung zu treffen, war 
die Entscheidung des Finanzgerichts im Ergebnis aufzuheben und die Sache zur 
anderweitigen Verhandlung und Entscheidung an dieses zurückzuverweisen. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 19. Januar 2023 (III R 22/20), veröffentlicht am 20. April 2023. 
 
EuGH: Leistungen an Ladevorrichtungen für E-Autos als einheitliche 
Lieferung 
Nach einem Urteil des EuGH in einem polnischen Fall ist die Lieferung von 
Elektrizität zum Aufladen von Elektrofahrzeugen eine Lieferung von 
Gegenständen, die aus mehreren verschiedenen Leistungen an den betreffenden 
Ladepunkten bestehen kann.  
Hintergrund 
Der EuGH hat in einem polnischen Fall zu umsatzsteuerlichen Fragen der 
Nutzung von Elektrofahrzeugen Stellung genommen. Konkret betrifft es 
verschiedene Leistungen, die an Ladepunkten an die Nutzer von 
Elektrofahrzeugen erbracht wird. 
Im Ausgangsverfahren geht es um eine Kombination von Umsätzen, die aus der 
Lieferung von Elektrizität zum Aufladen von Elektrofahrzeugen und der 
Erbringung verschiedener Dienstleistungen besteht, wie z.B. der Bereitstellung 
des Zugangs zu und der Erleichterung der Nutzung von Ladepunkten, der 
erforderlichen technischen Unterstützung und der IT-Anwendungen, die die 
Reservierung eines Anschlusses, die Verfolgung von Transaktionen und die 
Bezahlung von Transaktionen ermöglichen. Das vorlegende Gericht ist der 
Ansicht, dass die fragliche Lieferung und die Lieferung für Mehrwertsteuerzwecke 
einen einzigen Umsatz bilden. 
Entscheidung des EuGH 
Der EuGH schließt sich dieser Sichtweise an und sieht in den betreffenden 
Leistungen insgesamt eine einheitliche Lieferung. 
Um zu bestimmen, ob eine einzige komplexe Leistung wie die im 
Ausgangsverfahren in Rede stehende als "Lieferung von Gegenständen" oder als 
"Erbringung von Dienstleistungen" im Sinne dieser Richtlinie einzustufen ist, sind 
alle Umstände zu berücksichtigen, unter denen der betreffende Umsatz 
stattfindet, um seine charakteristischen Elemente zu ermitteln und die 
vorherrschenden Elemente zu bestimmen. Und zwar aus der Sicht des 
durchschnittlichen Nutzers der Ladepunkte, wobei im Rahmen einer 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202350057/
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Gesamtbewertung die qualitative und nicht nur quantitative Bedeutung der 
Elemente der Dienstleistung im Vergleich zu den Elementen einer Lieferung von 
Gegenständen zu berücksichtigen ist. 
In dieser Hinsicht stellt die Lieferung von Elektrizität in die Batterie eines 
Elektrofahrzeugs eine Lieferung von Gegenständen dar, da diese Leistung 
den Nutzer der Ladestation dazu berechtigt, die übertragene Elektrizität für den 
Antrieb seines Fahrzeugs zu verbrauchen, was nach Art. 15 Abs. 1 der Richtlinie 
2006/112 der Lieferung eines körperlichen Gegenstands gleichgestellt ist. 
Eine solche Versorgung der Batterie eines Elektrofahrzeugs mit Strom setzt die 
Verwendung einer geeigneten Ladeausrüstung voraus, die ein Ladegerät 
umfassen kann, das in das Betriebssystem des Fahrzeugs zu integrieren ist. 
Daher stellt die Gewährung des Zugangs zu dieser Ausrüstung eine minimale 
Dienstleistung dar, die notwendigerweise mit der Lieferung von Elektrizität 
einhergeht. 
Die technische Hilfe, die für die betroffenen Nutzer erforderlich sein kann, ist 
kein Zweck an sich, sondern ein Mittel, um die Lieferung der für den Antrieb 
des Elektrofahrzeugs erforderlichen Elektrizität zu erhalten. Dies ist auch der 
Fall bei der Bereitstellung von IT-Anwendungen, die es dem betreffenden Nutzer 
ermöglichen, einen Anschluss zu reservieren, die Transaktionshistorie 
einzusehen und Guthaben für die Bezahlung von Ladevorgängen zu kaufen. 
Aus alledem folgt, dass die Übertragung von Elektrizität grundsätzlich das 
charakteristische und vorherrschende Element der einheitlichen und komplexen 
Leistung darstellt. Dies, so der EuGH, werde im Übrigen auch nicht widerlegt, 
wenn der betreffende Betreiber den Preis nur auf der Grundlage der Dauer des 
Ladevorgangs berechnet. 
Fundstelle 
EuGH-Urteil vom 20. April 2023 (C-282/22) Dyrektor Krajowej Informacji 
Skarbowej. 

 

 
 
 
 
 
 
Terminplaner 
  
Talk am Abend – Betriebsverpachtung 
Präsenzveranstaltung, Essen 10.05. 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://www.pwc-events.com/talk-essen
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=272692&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=629547
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E-MAIL SENDEN 

 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
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